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Hamburg 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

§ 36 HmbHG1 Immatrikulation 
(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind zu 
immatrikulieren, wenn sie die für den gewählten Studiengang erforderliche 
Hochschulzugangsberechtigung besitzen und kein Versagungsgrund vorliegt. 
Andere Personen können unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
immatrikuliert werden. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union sind Deutschen gleichgestellt. Rechtsvorschriften, nach 
denen andere Personen Deutschen gleichgestellt sind, bleiben unberührt. 
Zulassungsbeschränkungen werden durch besonderes Gesetz geregelt. 
(2) Studierende werden für einen Studiengang immatrikuliert, in den Fällen des 
§ 52 Absatz 5 unter Angabe der Teilstudiengänge. Für einen weiteren 
Studiengang (Doppelstudium) können sie in begründeten Ausnahmefällen 
immatrikuliert werden, auch wenn der weitere Studiengang an einer anderen 
Hochschule absolviert wird; eine ordnungsgemäße Durchführung der beiden 
Studiengänge muss gewährleistet sein. Bei Studiengängen nach § 55 kann 
vorgesehen werden, dass die Studierenden an mehreren Hochschulen 
immatrikuliert werden. 
(3) Die Immatrikulation kann in besonders begründeten Ausnahmefällen 
vorläufig oder auf Probe erteilt oder befristet werden. Für Fernstudierende sowie 
für Studierende in weiterbildenden Studiengängen, in 
Promotionsstudiengängen, in Teilzeitstudiengängen (Absatz 4) und in 
Studiengängen nach § 56 können besondere, den Erfordernissen ihres 
Studiums entsprechende Immatrikulationsregelungen getroffen werden. 
(4) Die Hochschulen können in geeigneten Fächern für Personen, die 
nachweislich nicht ihre volle, mindestens aber die Hälfte ihrer Arbeitszeit dem 
Studium widmen können, die Möglichkeit der Immatrikulation als 
Teilzeitstudierende vorsehen. 
(5) Personen mit ausländischen Vorbildungsnachweisen, die zur Vorbereitung 
eines Hochschulstudiums an einem Studienkolleg studieren, kann nach 
Maßgabe der Immatrikulationsordnung die Rechtsstellung von Studierenden 
verliehen werden; ein Anspruch auf Zulassung zu einem Studiengang wird 
dadurch nicht erworben. 
(6) In der Geschäftsfähigkeit beschränkte Personen, die über eine 
Hochschulzugangsberechtigung verfügen und mindestens 16 Jahre alt sind, 
gelten für die Aufnahme, Durchführung und Beendigung des Studiums als 
rechtlich handlungsfähig im Sinne von § 12 Absatz 1 Nummer 2 des 
Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 9. November 1977 
(HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert am 4. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 
510, 518), in der jeweils geltenden Fassung. Entsprechendes gilt für Personen, 
die an einem Verfahren nach § 38 teilnehmen wollen, wenn sie das 16. 
Lebensjahr vollendet haben. 
(7) Die Hochschulen treffen in Satzungen (Immatrikulationsordnungen) die 
näheren Bestimmungen über die Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung 
und Exmatrikulation. 
 
§ 37 HmbHG Berechtigung zum Studium in grundständigen 
Studiengängen 
(1) Zum Studium in Bachelorstudiengängen und Studiengängen mit staatlicher 
oder kirchlicher Abschlussprüfung nach § 72 (grundständige Studiengänge) sind 
berechtigt: 
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1.  Inhaberinnen und Inhaber der allgemeinen Hochschulreife nach dem 
Hamburgischen Schulgesetz vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt 
geändert am 9. März 2010 (HmbGVBl. S. 249), in der jeweils geltenden 
Fassung oder einer als gleichwertig anerkannten Vorbildung, 

2.  Inhaberinnen und Inhaber eines Hochschulabschlusses, der an einer 
deutschen Hochschule nach einem Studium mit einer Regelstudienzeit von 
mindestens sechs Semestern erworben wurde, sowie Personen, die an 
einer deutschen Fachhochschule die Vorprüfung mit weit 
überdurchschnittlichem Erfolg bestanden haben, 

3.  Meisterinnen und Meister nach der Handwerksordnung in der Fassung vom 
24. September 1998 (BGBl. 1998 I S. 3075, 2006 I S. 2095), zuletzt 
geändert am 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2091, 2094), in der jeweils geltenden 
Fassung, 

4.  Fachwirtinnen und Fachwirte sowie Inhaberinnen und Inhaber anderer 
Fortbildungsabschlüsse nach den §§ 53 und 54 des 
Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), zuletzt 
geändert am 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160, 262), in der jeweils geltenden 
Fassung oder der §§ 42 und 42a der Handwerksordnung, sofern die 
Lehrgänge in der Regel mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassen, 

5.  Inhaberinnen und Inhaber von Befähigungszeugnissen nach der Seeleute-
Befähigungsverordnung vom 8. Mai 2014 (BGBl. I S. 460), geändert am 2. 
Juni 2016 (BGBl. I S. 1257, 1274), in der jeweils geltenden Fassung, 

6.  Inhaberinnen und Inhaber von Abschlüssen von Fachschulen nach 
Maßgabe der Rechtsverordnungen nach § 24 Absatz 2 des Hamburgischen 
Schulgesetzes sowie Inhaberinnen und Inhaber als gleichwertig 
anerkannter Abschlüsse, 

7.  Inhaberinnen und Inhaber von Abschlüssen landesrechtlicher 
Fortbildungsregelungen für Berufe im Gesundheitswesen sowie im Bereich 
der sozialpflegerischen und sozialpädagogischen Berufe, die mit Nummer 4 
oder 6 vergleichbar sind, 

8.  Inhaberinnen und Inhaber ausländischer Qualifikationen, die als 
gleichwertig mit den in den Nummern 3 bis 7 genannten Qualifikationen 
anerkannt sind. 

Zum Studium in den grundständigen Studiengängen der Hochschule für 
Angewandte Wissenschaften Hamburg sind auch Inhaberinnen und Inhaber der 
Fachhochschulreife nach dem Hamburgischen Schulgesetz oder einer als 
gleichwertig anerkannten Vorbildung berechtigt. Die Fakultät Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften der Universität Hamburg kann durch Satzung bestimmen, 
dass in ihren grundständigen Studiengängen oder in einzelnen ihrer 
grundständigen Studiengänge ein Zeugnis der Fachhochschulreife zum Studium 
berechtigt. 
(2) Die Hochschulen können durch Satzung bestimmen, dass entsprechend den 
Anforderungen der Studiengänge neben der Erfüllung der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 eine praktische Tätigkeit, eine besondere Befähigung, eine 
besondere Vorbildung oder die Teilnahme an einem anonymen 
Selbsttestverfahren nachzuweisen ist. In die Satzungen sind bei Wahrung der in 
Satz 1 genannten Anforderungen geeignete Maßnahmen des 
Nachteilsausgleichs für behinderte Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
aufzunehmen. Die besondere Vorbildung soll in Qualifikationen bestehen, die im 
Rahmen der gymnasialen Oberstufe beziehungsweise in entsprechenden 
Bildungsgängen erworben werden können. Darüber hinaus sollen die 
Hochschulen durch Satzung vorsehen, dass Bewerberinnen und Bewerber nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 3 bis 7 die Teilnahme an einem von der Hochschule 
angebotenen Beratungsgespräch nachweisen müssen. 
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(3) Zum Studium in grundständigen Studiengängen der Hochschule für bildende 
Künste Hamburg und der Hochschule für Musik und Theater Hamburg 
berechtigt abweichend von Absatz 1 der in einer Aufnahmeprüfung zu 
erbringende Nachweis einer besonderen künstlerischen Befähigung; die 
Geltungsdauer der Aufnahmeprüfung kann begrenzt werden. Soweit die 
Studiengänge dies erfordern, kann anstelle oder neben der besonderen 
künstlerischen Befähigung die allgemeine Hochschulreife oder eine andere 
Vorbildung verlangt werden. Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung 
(Hochschulprüfungsordnung). 
(4) Die Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg kann durch 
Satzung (Hochschulprüfungsordnung) bestimmen, dass in ihren grundständigen 
künstlerischen Studiengängen zusätzlich zu einer Berechtigung nach Absatz 1 
oder an deren Stelle eine für den Studiengang erforderliche künstlerische 
Befähigung nachzuweisen ist; zur Erbringung dieses Nachweises kann eine 
Aufnahmeprüfung vorgesehen werden. 
(5) Bei hochschulübergreifenden grundständigen Studiengängen kann 
vorgesehen werden, dass neben einer Berechtigung nach Absatz 1 Satz 1 auch 
eine Berechtigung nach Absatz 1 Satz 2 oder eine andere Befähigung zum 
Studium berechtigt. 
(6) Bewerberinnen und Bewerber mit einer ausländischen 
Hochschulzugangsberechtigung, die nach den vorstehenden Bestimmungen 
keine Berechtigung zum Studium verleiht, können die Berechtigung zum 
Studium durch die Feststellungsprüfung am Studienkolleg erlangen. Das 
Studienkolleg bereitet solche Bewerberinnen und Bewerber in einem in der 
Regel einjährigen Bildungsgang auf die Feststellungsprüfung vor. Der Besuch 
des Studienkollegs ist gebührenfrei. Der Senat wird ermächtigt, das Nähere zum 
Betrieb des Studienkollegs, zur Zulassung zum Studienkolleg und zur 
Ausgestaltung des Studienkollegs sowie zu den Prüfungsanforderungen und -
verfahren durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 
§ 38 HmbHG Studiengangbezogene Berechtigung zum Studium in 
grundständigen Studiengängen 
(1) Zum Studium in einem grundständigen Studiengang sind abweichend von § 
37 Absatz 1 auch Personen berechtigt, die 
1.  über eine abgeschlossene Berufsausbildung verfügen, 
2.  eine danach abgeleistete Berufstätigkeit nachweisen und 
3.  die Studierfähigkeit für den gewählten Studiengang in einer 

Eingangsprüfung nachweisen. 
(2) Die Dauer der Berufstätigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 muss mindestens 
drei Jahre betragen; in begründeten Ausnahmefällen genügt eine zweijährige 
Berufstätigkeit. Zeiten der Kindererziehung, einer Pflegetätigkeit oder eines 
Wehr-, Ersatz- oder Freiwilligendienstes können bis zur Dauer von zwei Jahren, 
in den Fällen des Satzes 1 zweiter Halbsatz bis zur Dauer von einem Jahr, auf 
die Zeit der Berufstätigkeit angerechnet werden. 
(3) Wer nach den dafür geltenden Bestimmungen in ein Probestudium 
aufgenommen wurde, kann die Eingangsprüfung nach Absatz 1 Nummer 3 
durch den Nachweis einer mindestens einjährigen erfolgreichen Teilnahme an 
dem Probestudium ersetzen. 
(4) Eingangsprüfungen nach Absatz 1 Nummer 3 sind grundsätzlich für alle 
Studiengänge durchzuführen. 
(5) Wer an einer deutschen Hochschule mindestens ein Jahr lang erfolgreich 
studiert hat, kann in dem gleichen Studiengang oder einem Studiengang 
derselben Fachrichtung an einer Hamburger Hochschule weiterstudieren. 
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(6) Die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. Sie können von den 
Absätzen 1 und 2 abweichende Zulassungsvoraussetzungen festlegen, wenn 
die besonderen Verhältnisse der Hochschule oder des Faches dies erfordern. 
Für behinderte Studienbewerberinnen und Studienbewerber sind bei Wahrung 
der genannten Anforderungen geeignete Maßnahmen des Nachteilsausgleichs 
aufzunehmen. 
 
§ 39 HmbHG Berechtigung zum Studium in Masterstudiengängen 
(1) Zum Studium in Masterstudiengängen ist berechtigt, wer das Studium in 
einem grundständigen Studiengang erfolgreich abgeschlossen hat. In 
weiterbildenden Masterstudiengängen ist darüber hinaus eine berufspraktische 
Tätigkeit von in der Regel nicht unter einem Jahr nachzuweisen. Die 
Hochschulen regeln weitere Zugangsvoraussetzungen zu Masterstudiengängen 
nach Satz 1 oder 2 entsprechend den Anforderungen des jeweiligen 
Studiengangs durch Satzung; § 37 Absatz 2 Sätze 1 und 2 gilt entsprechend. In 
künstlerischen Studiengängen kann eine künstlerische Aufnahmeprüfung 
vorgesehen werden. 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann die Zulassung zu einem 
Masterstudiengang auch beantragt werden, wenn der erste 
berufsqualifizierende Abschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungsleistungen 
noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Abschluss 
rechtzeitig bis zum Ende des ersten Semesters des Masterstudiums erlangt 
wird. Eine Zulassung ist in diesem Falle unter der Bedingung auszusprechen, 
dass der Abschluss innerhalb einer von der Hochschule gesetzten Frist 
nachzuweisen ist. Die Zulassung kann auch davon abhängig gemacht werden, 
dass bereits eine bestimmte Anzahl von Leistungspunkten erreicht wurde. Das 
Nähere regeln die Hochschulen durch Satzung. 
(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 ist zum Studium in einem künstlerischen 
oder einem weiterbildenden Masterstudiengang auch berechtigt, wer eine 
Eingangsprüfung bestanden hat, in der eine fachliche Qualifikation, in 
künstlerischen Studiengängen auch eine künstlerische Befähigung, 
nachgewiesen wird, die der eines abgeschlossenen grundständigen Studiums 
gleichwertig ist. Das Nähere regeln die Hochschulen durch Satzung. 
 
§ 41 HmbHG Versagung der Immatrikulation 
(1) Die Immatrikulation ist zu versagen 
1.  in einem zulassungsbeschränkten Studiengang, wenn die Zulassung 

abgelehnt worden ist, 
2.  wenn von den Studierenden zu entrichtende fällige Beiträge oder Gebühren 

nicht gezahlt worden sind, 
3.  wenn keine ausreichende Krankenversicherung nachgewiesen wird, 
4.  wenn ein Studiengangswechsel nach § 43 Absatz 2 nicht zulässig ist oder 

das Studium aus den in § 44 genannten Gründen nicht fortgesetzt werden 
kann, 

5.  wenn die zum Nachweis der Immatrikulationsvoraussetzungen 
erforderlichen Unterlagen nicht innerhalb der gesetzten Frist vollständig 
eingereicht werden. 

In den Fällen von § 36 Absatz 2 Satz 3 kann die Immatrikulation davon 
abhängig gemacht werden, dass die Immatrikulation an der anderen 
Hochschule innerhalb der gesetzten Frist nachgewiesen wird. 
(2) Die Immatrikulation kann bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 42 
Absatz 3 Nummer 3 in dem dort bestimmten Verfahren sowie ferner dann 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

6 

 

versagt werden, wenn eine Person keine ausreichenden Kenntnisse der 
Unterrichtssprache nachweist. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 
Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
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(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
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(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

9 

 

2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
§ 3 HZG3 Vorabquoten 
(1) Von den für Studienanfänger nach § 2 festgesetzten 
Zulassungshöchstzahlen sind vorweg abzuziehen (Vorabquoten) 
1.  ein Anteil von bis zu 10 vom Hundert (v. H.) für ausländische 

Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht Deutschen 
gleichgestellt sind (Ausländer, Ausländerquote); die Hochschule kann bei 
Vorliegen besonderer Gründe durch Satzung oder auf Grund einer Satzung 
den Anteil erhöhen, 

2.  ein Anteil von 5 v. H. für Personen, für die die Ablehnung des 
Zulassungsantrags eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde 
(Härtequote), 

3.  ein Anteil von 2 v. H. für Sportlerinnen und Sportler, die dem Bundeskader 
eines Spitzenfachverbandes des Deutschen Olympischen Sportbundes für 
eine vom Olympiastützpunkt Hamburg/Schleswig-Holstein (OSP) betreute 
Sportart angehören (Spitzensportler) und aus diesem Grund an Hamburg 
als Studienort gebunden sind (Spitzensportlerquote); die Eigenschaft als 
Spitzensportler sowie die Zugehörigkeit zum Bundeskader einer 
Schwerpunktsportart des OSP (Absatz 2 Nummer 3) ist durch eine 
Bescheinigung des OSP nachzuweisen, 

4.  ein Anteil von 3 v. H. für Bewerberinnen und Bewerber ohne schulische 
Hochschulzugangsberechtigung. 

Über jede Vorabquote ist mindestens eine Person zum Studium zuzulassen, 
wenn in dieser Vorabquote mindestens eine Person zu berücksichtigen ist. Dies 
gilt nicht, wenn hierdurch die Zahl der insgesamt über die Vorabquoten zu 
vergebenden Studienplätze die Zahl der insgesamt über die Hauptquoten nach 
§ 4 zu vergebenden Studienplätze übersteigen würde. 
(2) Die Studienanfängerplätze werden in den Vorabquoten vergeben 
1.  bei Ausländern nach dem Ergebnis eines Auswahlverfahrens nach § 5a, 
2.  in der Härtequote nach dem Grad der außergewöhnlichen Härte; bei einem 

vergleichbaren Grad der Härte erfolgt die weitere Auswahl nach dem 
Ergebnis eines Auswahlverfahrens nach § 5, 

3.  in der Spitzensportlerquote zunächst an Spitzensportler, die dem Kader 
einer Schwerpunktsportart des OSP angehören, danach noch verbleibende 
Studienanfängerplätze an andere Spitzensportler; übersteigt die Zahl der 
hierbei jeweils zu berücksichtigenden Spitzensportler die Zahl der in der 
Spitzensportlerquote noch zu vergebenden Studienanfängerplätze, so 
erfolgt die Auswahl nach dem Ergebnis eines Auswahlverfahrens nach § 5, 

4.  in der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 nach dem Ergebnis eines 
Auswahlverfahrens nach § 5. 

(3) In den Vorabquoten frei bleibende Studienplätze werden wie folgt vergeben: 
1.  Studienplätze, die in der Ausländerquote oder in der Quote nach Absatz 1 

Satz 1 Nummer 4 frei bleiben, werden nach § 4 vergeben; 
2.  Studienplätze, die in der Härtequote oder der Spitzensportlerquote frei 

bleiben, werden in der jeweils anderen Quote vergeben, sofern in ihr 
weitere Personen zu berücksichtigen sind; anderenfalls werden sie in der 
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Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 vergeben, soweit in dieser weitere 
Personen zu berücksichtigen sind, sonst nach § 4. 

 
§ 5 HZG Auswahlverfahren 
(1) Die Entscheidung im Auswahlverfahren wird von der Hochschule nach dem 
Grad der Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten 
Studiengang und den angestrebten Beruf getroffen. 
(2) Der Grad der Eignung und Motivation nach Absatz 1 kann insbesondere 
durch eines oder mehrere der folgenden Kriterien bestimmt werden: 
1.  Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  Noten aus Pflichtkursen oder fachlich einschlägige Einzelnoten der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
3.  schriftliche Auswahltests, 
4.  Auswahlgespräche, 
5.  Ergebnisse von Eignungsfeststellungsverfahren nach § 37 Absatz 2 des 

Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG), 
6.  einschlägige Berufsausbildungen oder praktische Tätigkeiten und 
7.  schriftliche Erläuterungen zur Begründung der Studien- und Berufszielwahl. 
(3) In jedem Fall müssen die Leistungen der Hochschulzugangsberechtigung in 
erheblichem Umfang in die Auswahlentscheidung einbezogen werden. Die 
Hochschulen treffen in ihren Satzungen nach § 10 Absatz 1 Regelungen zur 
Übersetzung der Noten der Hochschulzugangsberechtigungen in eine 
einheitliche Notenskala, zur Bestimmung von Durchschnittsnoten und über die 
Einordnung von Bewerberinnen und Bewerbern mit 
Hochschulzugangsberechtigungen, die keine Noten ausweisen. 
(4) Die Hochschulen können für entsprechende Studiengänge durch die 
Gestaltung der Auswahlkriterien nach Absatz 2 dafür Sorge tragen, dass 
Bewerberinnen und Bewerber ohne allgemeine Hochschulreife 
beziehungsweise Fachhochschulreife besondere Zulassungschancen erhalten. 
Im Bachelorstudiengang Sozialökonomie der Fakultät Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften der Universität Hamburg sind bis zu 40 vom Hundert der 
nach § 4 Nummer 1 zu vergebenden Studienanfängerplätze Bewerberinnen und 
Bewerbern ohne Zeugnis der Hochschulreife vorbehalten. 
(5) Bei der Beurteilung des Grades der Eignung und Motivation von 
Bewerberinnen und Bewerbern mit einer Behinderung sind die bisherigen 
Nachteile auf Grund der Behinderung zu berücksichtigen. Insbesondere ist unter 
Wahrung der Anforderungen ein angemessener Nachteilsausgleich zu 
gewähren. Behinderungsbedingte Verlängerungen von Schul- und 
Ausbildungszeiten dürfen nicht zu Ungunsten der Bewerberin oder des 
Bewerbers gewertet werden. Die oder der Behindertenbeauftragte der 
Hochschule ist über Satzungen und andere allgemein getroffenen Maßnahmen 
zu unterrichten und auf ihr oder sein Verlangen auch bei der Durchführung der 
Maßnahmen zu beteiligen. 
 
§ 5a HZG Zulassung in der Ausländerquote 
(1) Die Studienanfängerplätze in der Ausländerquote werden nach dem 
Ergebnis eines Auswahlverfahrens vergeben. Hierfür gilt § 5 entsprechend. 
(2) Die Hochschulen können bestimmen, dass bei der Vergabe in der 
Ausländerquote neben dem Ergebnis des Auswahlverfahrens nach Absatz 1 
auch besondere Umstände berücksichtigt werden, die für ein Studium an einer 
deutschen Hochschule sprechen. Als ein solcher Umstand kann insbesondere 
angesehen werden, wenn die Bewerberin oder der Bewerber 
1.  von einer deutschen Einrichtung zur Förderung begabter Studierender ein 

Stipendium erhält, 
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2.  die Feststellungsprüfung an einem Studienkolleg bestanden hat, 
3.  in der Bundesrepublik Deutschland als Asylberechtigte, Asylberechtigter, 

subsidiär Schutzberechtigte oder subsidiär Schutzberechtigter anerkannt ist 
oder ihr oder ihm die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt worden ist, 

4.  aus einem Land kommt, in dem es keine Ausbildungsstätten für den 
betreffenden Studiengang gibt oder in dem auf Grund des allgemeinen 
Entwicklungsstandes keine oder nur sehr eingeschränkte 
Ausbildungsmöglichkeiten im tertiären Bildungsbereich bestehen, 

5.  einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört. 
Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu 

berücksichtigen. 
 
§ 6 HZG Studiengänge mit Aufnahmeprüfung 
In Studiengängen mit einer Aufnahmeprüfung nach § 37 Absatz 3 oder 4 
HmbHG (künstlerische Studiengänge) kann die Hochschule die 
Auswahlentscheidung statt nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 und Absatz 3, sowie 
den §§ 4 und 5 ausschließlich nach dem Ergebnis der Aufnahmeprüfung treffen. 
 
§ 10 HZG Satzungen 
(1) Die Art des Auswahlverfahrens und die Auswahlkriterien nach den § 5, § 5a 
Absatz 1 und §§ 8 und 9 werden von den Hochschulen in Satzungen festgelegt. 
(2) Bestimmungen, insbesondere über die Zahl der jährlichen 
Bewerbungstermine, die Bewerbungsfristen, die Berücksichtigung besonderer 
Umstände nach § 5a Absatz 2, die Form der Anträge, die den Anträgen 
beizufügenden Unterlagen, die Überbuchung von Studienplätzen sowie das 
Verfahren im Übrigen, werden in Satzungen getroffen, die vom Präsidium der 
Hochschule zu beschließen und vom Hochschulrat zu genehmigen sind. 
(3) Bestimmungen in Satzungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zweiter 
Halbsatz bedürfen der Genehmigung der zuständigen Behörde. 
(4) Auswahlverfahren in Studiengängen, die gemeinsam mit einer 
außerhamburgischen Hochschule durchgeführt werden, können abweichend 
von den Bestimmungen dieses Gesetzes geregelt werden. 
 

2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

§ 52 HmbHG4 Studiengänge 
(1) Studiengang ist ein Studium, das zu einem bestimmten, durch eine 
Prüfungsordnung geregelten Abschluss führt, der in der Regel 
berufsqualifizierend ist. Als berufsqualifizierend gilt auch ein Abschluss, durch 
den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine 
berufliche Einführung vermittelt wird. Studiengänge, die im Wesentlichen 
dieselben Wissenschaftsgebiete zum Gegenstand haben, bilden eine 
Fachrichtung. 
(2) Der Abschluss eines Studiengangs kann eine Hochschulprüfung, eine 
staatliche oder eine kirchliche Prüfung sein. Soweit ein Studiengang wegen 
seiner Eigenart nicht mit einer Prüfung abgeschlossen werden muss, gilt das zu 
dem jeweiligen Studienziel führende Studium als Studiengang; die Hochschule 
bestimmt die Dauer des Studiums durch Satzung. 
(3) Soweit bereits das jeweilige Studienziel eine berufspraktische Tätigkeit 
erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich 
abzustimmen und nach Möglichkeit in den Studiengang einzuordnen. 
(4) Studiengänge sollen in Module und Abschnitte gegliedert sein. Innerhalb 
eines Studiengangs sollen Studienrichtungen oder Studienschwerpunkte 
vorgesehen werden. Der Zugang zu Studienabschnitten oder zu einzelnen 
Lehrveranstaltungen kann von bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht 
werden. 
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(5) Wenn auf Grund der für den Studiengang maßgeblichen Prüfungsordnung 
aus einer größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium mehrere Fächer 
ausgewählt werden müssen, ist jedes dieser Fächer ein Teilstudiengang und gilt 
als Studiengang im Sinne von § 36 Absatz 2 Satz 1, § 37, § 41 Absatz 1 
Nummer 1, § 42 Absatz 2 Nummer 3, § 43 und § 44. 
(6) Bei der Organisation von Studiengängen soll, soweit möglich, den 
besonderen Bedürfnissen von Teilzeitstudierenden Rechnung getragen werden. 
(7) Studiengänge werden von den Hochschulen eingerichtet, geändert und 
aufgehoben. Der Lehrbetrieb darf in einem neuen Studiengang grundsätzlich 
erst aufgenommen werden, wenn die entsprechende Prüfungsordnung 
genehmigt ist. In einem Studiengang, dessen Aufhebung beschlossen wurde, ist 
der Lehrbetrieb für einen angemessenen Zeitraum, der in der Regel die 
Regelstudienzeit zuzüglich vier Semester nicht unterschreiten soll, aufrecht zu 
erhalten. 
(8) Die Hochschulen sind verpflichtet, die Qualität ihrer Bachelor- und 
Masterstudiengänge nachzuweisen. Der Nachweis wird nach den 
Bestimmungen des Studienakkreditierungsstaatsvertrages vom 1. Juni bis 20. 
Juni 2017 (HmbGVBl. S. 366) erbracht. Das Nähere wird in den Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen nach § 2 Absatz 3 festgelegt. 
 
§ 54 HmbHG Bachelor- und Masterstudiengänge 
(1) Die Hochschulen richten Studiengänge ein, die zu einem Bachelor- oder 
Baccalaureusgrad und zu einem Master- oder Magistergrad führen. 
(2) Aufgrund von Prüfungen, mit denen ein erster berufsqualifizierender 
Abschluss erworben wird, kann die Hochschule einen Bachelor- oder 
Baccalaureusgrad verleihen. Die Regelstudienzeit beträgt mindestens drei und 
höchstens vier Jahre. 
(3) Aufgrund von Prüfungen, mit denen ein weiterer berufsqualifizierender 
Abschluss erworben wird, kann die Hochschule einen Master- oder 
Magistergrad verleihen. Die Regelstudienzeit beträgt mindestens ein Jahr und 
höchstens zwei Jahre. 
(4) Bei konsekutiven Studiengängen, die zu Graden nach den Absätzen 2 und 3 
führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf Jahre. 
(5) In besonders begründeten Fällen dürfen längere Regelstudienzeiten 
festgesetzt werden. 
(6) Den Urkunden über die Verleihung der akademischen Grade fügen die 
Hochschulen auf Antrag eine englischsprachige Übersetzung bei. 
 
§ 55 HmbHG Hochschulübergreifende Studiengänge 
(1) Die Hochschulen können hochschulübergreifende Studiengänge einrichten. 
(2) Die Einrichtung, Änderung und Aufhebung hochschulübergreifender 
Studiengänge bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde. 
(3) Im Übrigen regeln die Hochschulen die Durchführung 
hochschulübergreifender Studiengänge durch Vereinbarung. 
 
§ 126a HmbHG Studiengänge 
Bis zur Verabschiedung des ersten Struktur- und Entwicklungsplans durch den 
Hochschulrat nach § 84 Absatz 1 Nummer 4 bedarf die Einrichtung, Änderung 
oder Aufhebung eines Studiengangs der Genehmigung der zuständigen 
Behörde. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-

§ 48 HmbHG5 Rahmen für Studium und Prüfungen 
Der Senat gibt durch Rechtsverordnung im Benehmen mit den Hochschulen 
Rahmendaten für Studium und Prüfungen in Studiengängen mit 
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tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

Hochschulprüfungen vor. Die Rechtsverordnung kann den Rahmen für 
Studienvolumina, für Aufbau und Struktur des Studiums, für die Zahl der 
Studien- und Prüfungsleistungen sowie für die Bearbeitungszeit von Studien- 
und Abschlussarbeiten, Regelstudienzeiten und die für Hochschulprüfungen 
anzuwendenden Grundsätze festlegen. 
 
§ 52 HmbHG Studiengänge 
(1) Studiengang ist ein Studium, das zu einem bestimmten, durch eine 
Prüfungsordnung geregelten Abschluss führt, der in der Regel 
berufsqualifizierend ist. Als berufsqualifizierend gilt auch ein Abschluss, durch 
den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine 
berufliche Einführung vermittelt wird. Studiengänge, die im Wesentlichen 
dieselben Wissenschaftsgebiete zum Gegenstand haben, bilden eine 
Fachrichtung. 
(2) Der Abschluss eines Studiengangs kann eine Hochschulprüfung, eine 
staatliche oder eine kirchliche Prüfung sein. Soweit ein Studiengang wegen 
seiner Eigenart nicht mit einer Prüfung abgeschlossen werden muss, gilt das zu 
dem jeweiligen Studienziel führende Studium als Studiengang; die Hochschule 
bestimmt die Dauer des Studiums durch Satzung. 
(3) Soweit bereits das jeweilige Studienziel eine berufspraktische Tätigkeit 
erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich 
abzustimmen und nach Möglichkeit in den Studiengang einzuordnen. 
(4) Studiengänge sollen in Module und Abschnitte gegliedert sein. Innerhalb 
eines Studiengangs sollen Studienrichtungen oder Studienschwerpunkte 
vorgesehen werden. Der Zugang zu Studienabschnitten oder zu einzelnen 
Lehrveranstaltungen kann von bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht 
werden. 
(5) Wenn auf Grund der für den Studiengang maßgeblichen Prüfungsordnung 
aus einer größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium mehrere Fächer 
ausgewählt werden müssen, ist jedes dieser Fächer ein Teilstudiengang und gilt 
als Studiengang im Sinne von § 36 Absatz 2 Satz 1, § 37, § 41 Absatz 1 
Nummer 1, § 42 Absatz 2 Nummer 3, § 43 und § 44. 
(6) Bei der Organisation von Studiengängen soll, soweit möglich, den 
besonderen Bedürfnissen von Teilzeitstudierenden Rechnung getragen werden. 
(7) Studiengänge werden von den Hochschulen eingerichtet, geändert und 
aufgehoben. Der Lehrbetrieb darf in einem neuen Studiengang grundsätzlich 
erst aufgenommen werden, wenn die entsprechende Prüfungsordnung 
genehmigt ist. In einem Studiengang, dessen Aufhebung beschlossen wurde, ist 
der Lehrbetrieb für einen angemessenen Zeitraum, der in der Regel die 
Regelstudienzeit zuzüglich vier Semester nicht unterschreiten soll, aufrecht zu 
erhalten. 
(8) Die Hochschulen sind verpflichtet, die Qualität ihrer Bachelor- und 
Masterstudiengänge nachzuweisen. Der Nachweis wird nach den 
Bestimmungen des Studienakkreditierungsstaatsvertrages vom 1. Juni bis 20. 
Juni 2017 (HmbGVBl. S. 366) erbracht. Das Nähere wird in den Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen nach § 2 Absatz 3 festgelegt. 
 
§ 53 HmbHG Regelstudienzeit 
(1) Die Studienzeit, in der bei einem Studiengang ein berufsqualifizierender 
Abschluss erworben werden kann, heißt Regelstudienzeit. Die Regelstudienzeit 
schließt Zeiten einer in den Studiengang eingeordneten berufspraktischen 
Tätigkeit, praktische Studiensemester und Prüfungszeiten ein. 
(2) Die Regelstudienzeit ist verbindlich für die Gestaltung des Studiengangs, die 
Sicherstellung des Lehrangebots, die Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie 
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die Berechnung der Ausbildungskapazitäten und die Berechnung der 
Studierendenzahlen bei der Hochschulplanung. 
(3) Die Regelstudienzeit bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluss 
beträgt bei Fachhochschulstudiengängen höchstens vier, bei anderen 
Studiengängen viereinhalb Jahre. Längere Regelstudienzeiten dürfen in 
besonders begründeten Fällen festgesetzt werden; in geeigneten 
Fachrichtungen sind kürzere Regelstudienzeiten vorzusehen. § 54 bleibt 
unberührt. 
 
§ 54 HmbHG Bachelor- und Masterstudiengänge 
(1) Die Hochschulen richten Studiengänge ein, die zu einem Bachelor- oder 
Bakkalaureusgrad und zu einem Master- oder Magistergrad führen. 
(2) Auf Grund von Prüfungen, mit denen ein erster berufsqualifizierender 
Abschluss erworben wird, kann die Hochschule einen Bachelor- oder 
Baccalaureusgrad verleihen. Die Regelstudienzeit beträgt mindestens drei und 
höchstens vier Jahre. 
(3) Auf Grund von Prüfungen, mit denen ein weiterer berufsqualifizierender 
Abschluss erworben wird, kann die Hochschule einen Master- oder 
Magistergrad verleihen. Die Regelstudienzeit beträgt mindestens ein Jahr und 
höchstens zwei Jahre. 
(4) Bei konsekutiven Studiengängen, die zu Graden nach den Absätzen 2 und 3 
führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf Jahre. 
(5) In besonders begründeten Fällen dürfen längere Regelstudienzeiten 
festgesetzt werden. 
(6) Den Urkunden über die Verleihung der akademischen Grade fügen die 
Hochschulen auf Antrag eine englischsprachige Übersetzung bei. 
 
§ 55 HmbHG Hochschulübergreifende Studiengänge 
(1) Die Hochschulen können hochschulübergreifende Studiengänge einrichten. 
(2) Die Einrichtung, Änderung und Aufhebung hochschulübergreifender 
Studiengänge bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde. 
(3) Im Übrigen regeln die Hochschulen die Durchführung 
hochschulübergreifender Studiengänge durch Vereinbarung. 
 
§ 56 HmbHG Berufsbegleitende und duale Studiengänge; 
Zertifikatsstudien 
(1) Die Hochschulen sollen Studiengänge einrichten, die durch die zeitliche 
Lage der Lehrveranstaltungen und durch den Aufbau des Studiums neben einer 
beruflichen Tätigkeit studierbar sind (berufsbegleitende Studiengänge). 
(2) Die Hochschulen können Studiengänge einrichten, in denen eine 
berufspraktische Ausbildung oder Tätigkeit mit dem Studium verbunden wird 
und beide Lernorte inhaltlich oder organisatorisch aufeinander abgestimmt sind 
(duale Studiengänge). 
(3) Die Hochschulen können auch außerhalb des Bereichs der Weiterbildung 
besondere Studien anbieten, deren erfolgreicher Abschluss bescheinigt wird 
(Zertifikatsstudien). § 57 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 gilt entsprechend. 
 
§ 58 HmbHG Fernstudium; Online-Lehre 
(1) Eine in einer Prüfungs- oder Studienordnung vorgesehene Leistung wird 
auch durch die erfolgreiche Teilnahme an einer staatlich anerkannten 
Fernstudieneinheit nachgewiesen, wenn die Einheit dem entsprechenden 
Lehrangebot des Präsenzstudiums gleichwertig ist; die Teilnahme an einer 
solchen Fernstudieneinheit wird wie das entsprechende Präsenzstudium auf die 
Studienzeit angerechnet. 
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Leistungen, die im Rahmen von 
Studieneinheiten erbracht werden, die über ein elektronisches Datenfernnetz 
angeboten werden (Online-Kurse). 
 
§ 59 HmbHG Hochschulprüfungen 
(1) Hochschulprüfungen dienen der Feststellung, ob Studierende das 
Studienziel erreichen können (Aufnahme-, Eingangs- und Zwischenprüfungen), 
ob am Ende eines Studiengangs das Studienziel erreicht worden ist 
(Abschlussprüfungen) oder ob die Befähigung zu wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Arbeit nachgewiesen worden ist (Promotion, Habilitation, 
Konzertexamen). 
(2) Hochschulprüfungen können nur auf der Grundlage einer 
Hochschulprüfungsordnung abgenommen werden. 
(3) Die Prüfungsbewerberinnen und Prüfungsbewerber haben bei einer ohne 
Aufsicht angefertigten schriftlichen Abschlussarbeit, einer Dissertation oder 
einer Habilitationsschrift gegenüber der Hochschule eine Versicherung an Eides 
Statt über die Eigenständigkeit der erbrachten wissenschaftlichen Leistung 
abzugeben. Auf Grund von Satzungen können die Hochschulen entsprechende 
Versicherungen an Eides Statt auch bei nicht unter Aufsicht angefertigten 
schriftlichen Prüfungsleistungen für Aufnahme-, Eingangs- und 
Zwischenprüfungen verlangen und abnehmen. 
 
§ 60 HmbHG Hochschulprüfungsordnungen 
(1) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln Prüfungsanforderungen und 
Prüfungsverfahren. 
(2) In Hochschulprüfungsordnungen, die Prüfungen in modularisierten 
Studiengängen, Zwischen- und Abschlussprüfungen oder Abschlussprüfungen 
betreffen, sind insbesondere Bestimmungen aufzunehmen über 
1.  Inhalt und Aufbau des Studiums, Studienziel und Prüfungszweck; Inhalt und 

Aufbau des Studiums können auch in gesonderten Ordnungen 
(Studienordnungen) geregelt werden; in Studiengängen nach § 54 kann 
sich die Studienordnung darauf beschränken, auf eine bestimmte Fassung 
der in geeigneter Form anderweitig veröffentlichten Zusammenstellung der 
Modulbeschreibungen (Modulhandbuch) zu verweisen, 

2.  die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, 
3.  die Prüfungsfächer und ihre Gewichtung, 
4.  Zahl, Art, Dauer und Bewertung von Prüfungsleistungen, 
5.  bei studienbegleitenden Prüfungen, sofern erforderlich, die Abfolge der 

Prüfungsleistungen, 
6.  die Fristen, innerhalb derer Prüfungsleistungen zu bewerten sind, 
7.  die Anrechnung von in anderen Studiengängen oder an anderen 

Hochschulen erbrachten Prüfungsleistungen und Studienzeiten, 
8.  die Regelstudienzeit, gegebenenfalls auch für die Zwischenprüfung, 
9.  die Fristen für die Meldung zu den Prüfungen, 
10.  den Ablauf des Prüfungsverfahrens, 
11.  eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte, 
12.  die Mitteilung von Teilergebnissen und das Recht zur Akteneinsicht, 
13.  die Wiederholbarkeit von Prüfungen und die Fristen für die Ablegung von 

Prüfungen sowie bei allen geeigneten Studiengängen die Voraussetzungen, 
unter denen eine innerhalb der Regelstudienzeit abgelegte 
Abschlussprüfung im Fall des Nichtbestehens als nicht unternommen gilt 
und im Fall des Bestehens zur Notenverbesserung wiederholt werden kann, 

14.  die nach bestandener Prüfung zu verleihenden Hochschulgrade und die 
sonstigen Abgangszeugnisse, 
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15.  geeignete Maßnahmen des Nachteilsausgleichs bei Prüfungen für 
behinderte Studierende, 

16.  die Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit 
Kindern. 

(2a) In Prüfungsordnungen kann geregelt werden, dass Prüfungen in 
elektronischer Form (elektronische Prüfungen) oder über ein elektronisches 
Datenfernnetz (Online-Prüfungen) durchgeführt werden. In den 
Prüfungsordnungen nach Satz 1 sind Bestimmungen zur Gewährleistung des 
Datenschutzes, zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch 
die zu Prüfenden und ihrer eindeutigen Authentifizierung, zur Verhinderung von 
Täuschungshandlungen sowie zum Umgang mit technischen Problemen 
aufzunehmen. 
(3) Bei der Genehmigung einer Hochschulprüfungsordnung nach Absatz 2 
können Abweichungen von den §§ 61 bis 67 zugelassen werden, wenn es sich 
um zeitlich begrenzte studienreformerische Maßnahmen handelt. 
(4) Hochschulprüfungsordnungen nach Absatz 2 müssen Schutzbestimmungen 
entsprechend den gesetzlichen Regelungen über die Mutterschutzfristen sowie 
entsprechend den gesetzlichen Regelungen über die Elternzeit vorsehen. 
(5) Die Hochschulprüfungsordnungen können bestimmen, dass Personen, die 
die in der Hochschulprüfungsordnung vorgeschriebenen Voraussetzungen 
nachweisen, ihren Anspruch auf Zulassung zur Prüfung auch dann behalten, 
wenn sie nach § 42 Absatz 4 exmatrikuliert worden sind; der Prüfungsanspruch 
gilt dann für Prüfungen des Studiengangs, für den die oder der Betreffende 
immatrikuliert war. 
(6) In Studiengängen, die aufgehoben worden sind, kann nach Ablauf einer 
angemessenen Frist seit Einstellung des Lehrbetriebs, die in der Regel zwei 
Jahre nicht unterschreiten soll, die Prüfungsordnung aufgehoben werden; der 
Prüfungsanspruch erlischt damit. 
 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben.  


